
Allgemeine Auftragsbedingungen (AAB) 
vom 01. August 2022 

 
1. Geltungsbereich 

(1) Die folgenden „Allgemeine Auftragsbedingungen“ gelten für Verträge zwischen 
der Eliotax GmbH Steuerberatungsgesellschaft, (im Folgenden „Steuerberater“ 
genannt) und ihren Auftraggebern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich in 
Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Steuerberater und 
Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart ist oder sich aus zwin-
genden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf solche Ansprüche gelten 
diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimmter wirt-
schaftlicher Erfolg. Für den Umfang der vom Steuerberater zu erbringenden Leis-
tungen ist der erteilte Auftrag maßgebend. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsgemäßer Berufsausübung unter Beachtung der einschlägigen be-
rufsrechtlichen Normen und der Berufspflichten (vgl. StBerG, BOStB) ausgeführt. 
Der Steuerberater berücksichtigt bei dem Auftrag die wesentliche veröffentlichte 
Rechtsprechung und Verwaltungsanweisungen. Der Steuerberater ist für die Nut-
zung oder Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich.  

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf einer ausdrücklichen Verein-
barung in Textform. 

(3) Ändert sich die Rechtslage nach abschließender Erledigung einer Angelegenheit, 
so ist der Steuerberater nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf die Änderung oder 
die sich daraus ergebenden Folgen hinzuweisen. 

(4) Mangels einer anderweitigen textlichen Vereinbarung umfasst die laufende Steu-
erberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten: 
a. Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, Körper-

schaftsteuer und Gewerbesteuer und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforder-
lichen Aufstellungen und Nachweise, 

b. Nachprüfungen von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern, 
c. Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den unter a) 

und b) genannten Erklärungen und Bescheiden, 
d. Mitwirkungen bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von Be-

triebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
(5) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der unter a) ge-

nannten Steuern. Der Auftraggeber beauftragt und bevollmächtigt den Steuerbe-
rater, die für den Auftraggeber erstellten Angaben, die für eine elektronische Über-
mittlung an die Finanzbehörde vorgesehen und jeweils freigegeben sind, im Na-
men des Auftraggebers unmittelbar über die Datev eG bei der zuständigen Stelle 
der Finanzverwaltung elektronisch einzureichen. Auftrag und Bevollmächtigung 
gelten ab sofort und sind jederzeit widerruflich. Der Widerruf bedarf mindestens 
der Textform. 

(6) Erhält der Steuerberater für die laufenden Steuerberatung ein Pauschalhonorar, 
so sind mangels anderweitiger textlicher Vereinbarungen die unter Abs. 4 lit. c) 
und d) genannten Tätigkeiten stets gesondert nach Zeithonorar zu honorieren. 

(7) Die Übersendung fristbehafteter Schriftstücke verpflichtet den Steuerberater nur 
dann zur Einleitung fristwahrender Maßnahmen, wenn ihm diese per Post über-
mittelt werden oder auf eine E-Mail eine Eingangsbestätigung vom Steuerberater 
versendet wurde. 

(8) Soweit die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als zusätzliche Tätig-
keit übernommen wird, gehören dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer 
buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle in Betracht kommenden 
umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrgenommen worden sind. Eine 
Gewähr für die vollständige Erfassung der Unterlagen zur Geltendmachung des 
Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

(9) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körperschafts-
teuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung, Vermögenssteuer sowie alle Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf Grund 
eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 
a. die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf dem 

Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer 
b. die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Finanz- 

und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen 
c. die beratende und gutachterliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-

wandlungen, Kapitalerhöhungen und –herabsetzungen, Sanierung, Eintritt 
und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation 
und dergleichen und 

d. die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür Sorge zu tragen, dass dem Steuerberater alle für die 
Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informationen 
rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen 
Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von Bedeutung sein 
können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren Informationen, Vorgänge 
und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Steuerberaters bekannt wer-
den. Der Auftraggeber wird dem Steuerberater geeignete Auskunftspersonen be-
nennen. Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle textlichen und mündlichen Mittei-
lungen des Steuerberaters zur Kenntnis zu nehmen und bei Zweifelsfragen Rück-
sprache zu halten. 

(2) Rechtzeitig bedeutet, dass dem Steuerberater die Erledigung in einem ordentli-
chen Geschäftsgang mit angemessener Bearbeitungszeit möglich ist. 

(3) Auf Verlangen des Steuerberaters hat der Auftraggeber die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen und weiteren Informationen sowie der gegebenen Aus-
künfte und Erklärungen in einer vom Steuerberater formulierten textlichen Erklä-
rung zu bestätigen. 

(4) Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der dem 
Steuerberater übergebenen Unterlagen und Zahlen, insbesondere der Buchfüh-
rung und Bilanz, gehört nur zum Auftrag, wenn dies in Textform vereinbart ist. Der 
Steuerberater wird die vom Auftraggeber gemachten Angaben, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig zu Grunde legen. Soweit er offensichtliche Unrichtig-
keiten feststellt, ist er verpflichtet, darauf hinzuweisen. 

(5) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit des Steuer-
beraters oder seiner Erfüllungsgehilfen beeinträchtigen könnte. 

(6) Der Auftrag stellt keine Vollmacht für die Vertretung vor Behörden, Gerichten und 
sonstigen Stellen dar. Sie ist gesondert zu erteilen. Ist wegen der Abwesenheit 
des Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem über die Einlegung von Rechts-
behelfen oder Rechtsmitteln nicht möglich, ist der Steuerberater im Zweifel zu 
fristwahrenden Handlungen berechtigt und verpflichtet. 

(7) Setzt der Steuerberater beim Auftraggeber in dessen Räumen Datenverarbei-
tungsprogramme ein, so ist der Auftraggeber verpflichtet, den Hinweisen des 
Steuerberaters zur Installation und Anwendung der Programme nachzukommen. 

Des Weiteren ist der Auftraggeber verpflichtet, die Programme nur in dem vom 
Steuerberater vorgeschriebenen Umfang zu nutzen, und er ist auch nur in dem 
Umfang zur Nutzung berechtigt. Der Auftraggeber darf die Programme nicht ver-
breiten. Der Steuerberater bleibt Inhaber der Nutzungsrechte. Der Auftraggeber 
hat alles zu unterlassen, was der Ausübung der Nutzungsrechte an den Program-
men durch den Steuerberater entgegensteht. 

(8) Unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Ziff. 3 Abs. 1 bis 4 oder anderweitig 
obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der vom Steuerberater 
angebotenen Leistung in Verzug, so ist der Steuerberater berechtigt, den Vertrag 
fristlos zu kündigen (vgl. Ziff. 12 Abs. 3). Unberührt bleibt der Anspruch des Steu-
erberaters auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder die unterlassene Mitwirkung 
des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, und zwar auch dann, wenn der Steuerberater von dem Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht. 

4. Verschwiegenheitspflicht 

(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsa-
chen, die ihm im Zusammenhang mit der Ausführung des Auftrags zur Kenntnis 
gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, der Auftraggeber entbindet 
ihn von dieser Verpflichtung. Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach Be-
endigung des Vertragsverhältnisses fort. Die Verschwiegenheitspflicht besteht im 
gleichen Umfang auch für die Mitarbeiter des Steuerberaters. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung 
berechtigter Interessen des Steuerberaters erforderlich ist. Der Steuerberater ist 
auch insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, als er nach den Ver-
sicherungsbedingungen seiner Berufshaftpflichtversicherung zur Information und 
Mitwirkung verpflichtet ist. 

(3) Gesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungsrechte nach § 102 AO, § 53 
StPO und § 383 ZPO bleiben unberührt. 

(4) Der Steuerberater ist von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, soweit dies 
zur Durchführung eines Zertifizierungsaudits in der Kanzlei des Steuerberaters 
erforderlich ist und die insoweit tätigen Personen ihrerseits über ihre Verschwie-
genheitspflicht belehrt worden sind. Der Auftraggeber erklärt sich damit einver-
standen, dass durch den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine – vom Steuerbera-
ter angelegte und geführte – Handakte genommen wird. 

5. Mitwirkung Dritter 

Der Steuerberater ist berechtigt, zur Ausführung des Auftrags Mitarbeiter, fach-
kundige Dritte sowie datenverarbeitende Unternehmen heranzuziehen. Bei der 
Heranziehung fachkundiger Dritter und datenverarbeitender Unternehmen hat der 
Steuerberater dafür zu sorgen, dass diese sich zur Verschwiegenheit entspre-
chend Ziff. 4 Abs. 1 verpflichten. Der Steuerberater haftet unter keinen Umständen 
für die Leistungen der Herangezogenen und dem Schutz der Daten dort; bei den 
Herangezogenen handelt es sich haftungsrechtlich nicht um Erfüllungsgehilfen 
des Steuerberaters. Hat der Steuerberater die Beiziehung eines von ihm nament-
lich benannten Dritten angeregt, so haftet er lediglich für eine ordnungsgemäße 
Auswahl des Herangezogenen. 

6. Elektronische Kommunikation, Datenschutz 

(1) Der Steuerberater ist berechtigt, personenbezogene Daten des Auftraggebers im 
Rahmen der erteilten Aufträge maschinell zu erheben und in einer automatisierten 
Datei zu verarbeiten oder einem Dienstleistungsrechenzentrum zur weiteren Auf-
tragsdatenverarbeitung zu übertragen. 

(2) Der Steuerberater ist berechtigt, in Erfüllung seiner Pflichten nach der DSGVO 
und dem Bundesdatenschutzgesetz einen Beauftragten für den Datenschutz zu 
bestellen. Sofern dieser Beauftragte für den Datenschutz nicht bereits nach Ziff. 
4 Abs. 1 Satz 3 der Verschwiegenheitspflicht unterliegt, hat der Steuerberater da-
für Sorge zu tragen, dass der Beauftragte für den Datenschutz sich mit Aufnahme 
seiner Tätigkeit zur Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet. 

(3) Soweit der Auftraggeber dem Steuerberater eine E-Mail-Adresse mitteilt, erklärt 
er sich bis auf Widerruf oder ausdrückliche anderweitige Weisung damit einver-
standen, dass der Steuerberater ihm ohne Einschränkungen über jene Kontakt-
daten mandatsbezogene Informationen zusendet. Der Auftraggeber sichert zu, 
dass nur er oder von ihm beauftragte Personen Zugriff auf den E-Mail-Account 
haben und dass er dortige Sendungseingänge regelmäßig überprüft. Der Auftrag-
geber ist verpflichtet, den Steuerberater darauf hinzuweisen, wenn Einschränkun-
gen bestehen, etwa der E-Mail-Account nur unregelmäßig auf Sendungseingänge 
überprüft wird oder Einsendungen nur nach vorheriger Ankündigung gewünscht 
werden. Der Steuerberater übernimmt keine Haftung für die Sicherheit der mit 
unverschlüsselten E-Mails übermittelten Daten und Informationen und haftet auch 
nicht für die dem Auftraggeber deshalb ggf. entstehenden Schäden. Soweit der 
Auftraggeber zum Einsatz von Signaturverfahren und Verschlüsselungsverfahren 
die technischen Voraussetzungen besitzt und deren Einsatz wünscht, teilt er dies 
dem Steuerberater rechtzeitig mit; damit einhergehende Kosten des Steuerbera-
ters (bspw. zur Anschaffung und Einrichtung notwendiger Soft- bzw. Hardware) 
trägt der Auftraggeber. 

(4) Es ist bekannt, dass Daten, die über das Internet versendet werden, nicht zuver-
lässig gegen Zugriffe Dritter geschützt werden, verloren gehen, verzögert über-
mittelt oder mit Viren befallen sein können. Im Rahmen des gesetzlich zulässigen 
übernimmt der Steuerberater deshalb keine Verantwortung und Haftung für die 
Unversehrtheit von E-Mails, nachdem diese den Herrschaftsbereich des Steuer-
beraters verlassen haben, und für den Auftraggeber oder Dritten hieraus entste-
henden Schäden. Dies gilt auch, sofern trotz der vom Steuerberater verwendeten 
Virusschutzprogramme durch die Zusendung von E-Mails ein Virus in das System 
des Auftraggebers oder eines Dritten gelangt. 

7. Unsere Arbeitsergebnisse 

Arbeitsergebnisse die schriftlich darzustellen und zu unterzeichnen sind, sind nur 
verbindlich, wenn sie von zwei Mitarbeiter/innen des Steuerberaters original un-
terzeichnet wurden bzw. in E-Mails zwei Mitarbeiter/innen als Unterzeichner be-
nannt sind. Sofern nichts anderes vereinbart wird und keine gesetzlichen oder 
berufsständischen Regelungen entgegenstehen, ist der Steuerberater nach sei-
ner Wahl auch berechtigt die Arbeitsergebnisse ausschließlich (i) als PDF und/ 
oder (ii) per E-Mail und/oder (iii) mit qualifizierter elektronischer Signatur auszu-
liefern. 

8. Mängelbeseitigung 

(1) Der Auftraggeber hat Anspruch auf Nacherfüllung etwaiger Mängel. Dem Steuer-
berater ist Gelegenheit zur Nacherfüllung zu geben. Nur bei Fehlschlagen, Unter-
lassen bzw. unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit 
der Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten.  

(2) Der Auftraggeber hat das Recht – wenn und soweit es sich bei dem Mandat um 
einen Dienstvertrag i. S. d. §§ 611, 675 BGB handelt –, die Nachbesserung durch 



den Steuerberater abzulehnen, wenn das Mandat durch den Auftraggeber been-
det und der Mangel erst nach wirksamer Beendigung des Mandats festgestellt 
wird. 

(3) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber unverzüglich 
in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1 die nicht auf einer 
vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines Jahres ab dem ge-
setzlichen Verjährungsbeginn. 

(4) Offenbare Unrichtigkeiten (z. B. Schreibfehler, Rechenfehler) können vom Steu-
erberater jederzeit, auch Dritten gegenüber, berichtigt werden. Sonstige Mängel 
darf der Steuerberater Dritten gegenüber mit Einwilligung des Auftraggebers be-
richtigen. Die Einwilligung ist nicht erforderlich, wenn berechtigte Interessen des 
Steuerberaters den Interessen des Auftraggebers vorgehen. 

9. Haftung 

(1) Die Haftung des Steuerberaters und seiner Erfüllungsgehilfen für einen Schaden, 
der aus einer Pflichtverletzung anlässlich der Erfüllung eines Auftrags resultiert, 
wird auf € 4.000.000,00 (in Worten: vier Millionen €) begrenzt. Die Haftungsbe-
grenzung bezieht sich allein auf Fahrlässigkeit. Die Haftung für Vorsatz bleibt in-
soweit unberührt. Von der Haftungsbegrenzung ausgenommen sind Haftungsan-
sprüche für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit. Die Haftungsbegrenzung gilt für die gesamte Tätigkeit des Steuerbera-
ters für den Auftraggeber, also insbesondere auch für eine Ausweitung des Auf-
tragsinhalts; einer erneuten Vereinbarung der Haftungsbegrenzung bedarf es in-
soweit nicht. Die Haftungsbegrenzung gilt auch bei Bildung einer Sozietät/Part-
nerschaft und Übernahme des Auftrags durch die Sozietät/Partnerschaft sowie für 
neu in die Sozietät/Partnerschaft eintretende Sozien/Partner. Die Haftungsbe-
grenzung gilt ferner auch gegenüber Dritten, soweit diese in den Schutzbereich 
des Mandatsverhältnisses fallen; § 334 BGB wird insoweit ausdrücklich nicht ab-
bedungen. Einzelvertragliche Haftungsbegrenzungsvereinbarungen gehen dieser 
Regelung vor, lassen die Wirksamkeit dieser Regelung jedoch – soweit nicht aus-
drücklich anders geregelt – unberührt. Eine Haftung für ausschließlich mündliche 
Auskünfte ist ausgeschlossen. 

(2) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Absatz 1 ist auch bezüglich eines aus 
mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der 
einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfolgenden 
Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Feh-
lerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann der Steuerberater nur 
bis zur Höhe von € 4.000.000,00 in Anspruch genommen werden. 

(3) Die Haftungsbegrenzung gilt, wenn entsprechend hoher Versicherungsschutz be-
standen hat, rückwirkend von Beginn des Mandatsverhältnisses bzw. dem Zeit-
punkt der Höherversicherung an und erstreckt sich, wenn der Auftragsumfang 
nachträglich geändert oder erweitert wird, auch auf diese Fälle. 

(4) Ein Schadenersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten 
nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben wird und der 
Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht für Schadener-
satzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzuführen sind, sowie bei ei-
ner schuldhaften Verletzung von Leben, Körpers oder Gesundheit. Das Recht, die 
Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt. 

10. Weitergabe unserer Arbeitsergebnisse, Nutzungsrechte 

(1) Die Arbeitsergebnisse des Steuerberaters dienen einzig dem vertraglich verein-
barten Zweck, sind daher ausschließlich an den Auftraggeber gerichtet und dürfen 
zu keinem anderen Zweck verwendet werden. Eine schriftliche Zustimmung zur 
Weitergabe der beruflichen Äußerungen des Steuerberaters an Dritte erfolgt re-
gelmäßig nur unter der Bedingung der vorherigen Unterzeichnung eines berufs-
üblichen „Weitergabe-Vereinbarung“ durch den oder die Dritten, sofern nichts an-
deres textlich vereinbart wird. Eine Weitergabe der Arbeitsergebnisse des Steu-
erberaters darf stets nur in vollem Wortlaut inkl. aller Anlagen erfolgen, § 334 BGB 
bleibt von einer Weitergabe unberührt.  

(2) Der Auftraggeber hält den Steuerberater von allen Schäden frei, die aus einer 
Nichtbeachtung der vorstehenden Regelungen entsteht. 

(3) Der Steuerberater räumt das Nutzungsrecht an den von ihm erstellten Arbeitser-
gebnissen nur insoweit ein, als dies angesichts des Zwecks der jeweiligen Auf-
tragsvereinbarung erforderlich ist. 

11. Vergütung, Vorschuss, Aufrechnung und Rechnungsstellung 

(1) Die Vergütung (Gebühren und Auslagenersatz) des Steuerberaters für seine Be-
rufstätigkeit nach § 33 StBerG bemisst sich nach der Steuerberatervergütungs-
verordnung (StBVV) in ihrer jeweils aktuellen Fassung bei Beendigung des Auf-
trags; die Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Eine höhere oder niedrigere 
als die gesetzliche Vergütung kann in Textform vereinbart werden. Die Vereinba-
rung einer niedrigeren Vergütung ist nur in außergerichtlichen Angelegenheiten 
zulässig. Sie muss in einem angemessenen Verhältnis zu der Leistung, der Ver-
antwortung und dem Haftungsrisiko des Steuerberaters stehen (§ 4 Abs. 3 
StBVV).  

(2) Für Tätigkeiten, die in der Vergütungsverordnung keine Regelung erfahren (z. B. 
§ 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 StBerG), gilt die vereinbarte Vergütung, anderenfalls die 
für diese Tätigkeit vorgesehene gesetzliche Vergütung, ansonsten die übliche 
Vergütung (§§ 612 Abs. 2 und 632 Abs. 2 BGB). 

(3) Der zur Erbringung der Leistungen anfallende und der Honorarkalkulation zu-
grunde liegende Zeitaufwand hängt maßgeblich davon ab, dass die Vorausset-
zungen gemäß Ziffer 3 Abs. 1 bis Abs. 4 erfüllt werden. 

(4) Angaben zum voraussichtlich anfallenden Honorar verstehen sich grundsätzlich 
als Honorarschätzung, sofern nicht ausdrücklich eine „Festvergütung“ vereinbart 
ist. Eine etwaig angegebene „Festvergütung“ darf überschritten werden, wenn 
durch den Eintritt unvorhersehbarer Umstände, die nicht im Verantwortungsbe-
reich des Steuerberaters liegen, ein nicht nur unerheblicher Mehraufwand ent-
steht. 

(5) Rechnungen, inkl. Abschlags- und Vorschussrechnungen, werden in Euro erstellt 
und sind sofort fällig. Die von etwaigen Subunternehmern erbrachten Leistungen 
werden als Auslagen in Rechnung gestellt. 

(6) Sofern nichts anderes vereinbart wird und keine gesetzlichen oder berufsständi-
schen Regelungen entgegenstehen, liefert der Steuerberater seine Rechnung 
(Abs. 5) in Textform ausschließlich (i) als PDF und/oder (ii) per E-Mail aus. 

(7) Der Rechnungsbetrag muss spätestens am 10. Tag nach Zugang der Rechnung 
auf einem Konto des Steuerberaters gutgeschrieben sein. Bei einem erteilten 
SEPA-Lastschriftmandat bucht der Steuerberater den Rechnungsbetrag nach Zu-
gang der Rechnung vom vereinbarten Konto ab. 

(8) Eine Aufrechnung gegenüber einem Vergütungsanspruch des Steuerberaters ist 
nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

(9) Für bereits entstandene und voraussichtlich entstehende Gebühren und Auslagen 
kann der Steuerberater einen Vorschuss fordern. Wird der eingeforderte Vor-
schuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater nach vorheriger Ankündigung seine 
weitere Tätigkeit für den Auftraggeber einstellen, bis der Vorschuss eingeht. Der 
Steuerberater ist verpflichtet, seine Absicht, die Tätigkeit einzustellen, dem 

Auftraggeber rechtzeitig bekanntzugeben, wenn dem Auftraggeber Nachteile aus 
einer Einstellung der Tätigkeit erwachsen können. Im Übrigen ist der Steuerbera-
ter berechtigt, jederzeit angemessene Abschläge auf Honorare oder Gebühren 
und Auslagen sowie Nebenkosten in Rechnung zu stellen. 

(10) Der Steuerberater kann die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befriedi-
gung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als Ge-
samtschuldner. 

12. Beendigung des Vertrags 

(1) Der Vertrag endet mit Erfüllung der vereinbarten Leistungen, durch Ablauf der 
vereinbarten Laufzeit oder durch Kündigung. Der Vertrag endet nicht durch den 
Tod, durch den Eintritt der Geschäftsunfähigkeit des Auftraggebers oder im Falle 
einer Gesellschaft durch deren Auflösung. 

(2) Der Vertrag kann – wenn und soweit er einen Dienstvertrag i. S. d. §§ 611, 675 
BGB darstellt – von jedem Vertragspartner außerordentlich gekündigt werden, es 
sei denn, es handelt sich um ein Dienstverhältnis mit festen Bezügen, § 627 
Abs. 1 BGB; die Kündigung hat in Textform zu erfolgen. Soweit im Einzelfall hier-
von abgewichen werden soll, bedarf es einer Vereinbarung, die zwischen Steuer-
berater und Auftraggeber auszuhandeln ist. 

(3) Bei Kündigung des Vertrags durch den Steuerberater sind zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen des Auftraggebers in jedem Fall noch diejenigen Handlungen 
durch den Steuerberater vorzunehmen, die zumutbar sind und keinen Aufschub 
dulden (z. B. Fristverlängerungsantrag bei drohendem Fristablauf). 

(4) Der Steuerberater ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung 
des Auftrags erhält oder erhalten hat und was er aus der Geschäftsbesorgung 
erlangt, herauszugeben. Außerdem ist der Steuerberater verpflichtet, dem Auf-
traggeber auf Verlangen über den Stand der Angelegenheit Auskunft zu erteilen 
und Rechenschaft abzulegen. 

(5) Mit Beendigung des Vertrags hat der Auftraggeber dem Steuerberater die beim 
Auftraggeber zur Ausführung des Auftrags eingesetzten Datenverarbeitungspro-
gramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen 
unverzüglich herauszugeben bzw. sie von der Festplatte oder vergleichbaren Sys-
temen zu löschen. 

(6) Nach Beendigung des Auftragsverhältnisses sind die Unterlagen beim Steuerbe-
rater abzuholen. 

(7) Endet die Leistungserbringung des Steuerberaters vorzeitig, ist der Steuerberater 
berechtigt, den bis dahin entstandenen Zeitaufwand abzurechnen, sofern die Be-
endigung der Auftragsvereinbarung nicht durch ein pflichtwidriges Verhalten des 
Steuerberaters verschuldet wurde. Auch im letzteren Fall kann aber der bisherige 
Zeitaufwand abgerechnet werden, sofern und soweit die erbrachte Leistung trotz 
der vorzeitigen Beendigung verwertbar ist. 

(8) Sofern der Steuerberater (ggf. auch erst nach der Leistungserbringung) gebeten 
oder verpflichtet wird, Informationen im Zusammenhang mit der Leistungserbrin-
gung an ein zuständiges Gericht, einen Sach- oder Insolvenzverwalter, eine Be-
hörde, Regulierungs- und Aufsichtsstellen) oder andere Dritte zu Verfügung zu 
stellen, darf der Steuerberater den dadurch entstehenden Zeitaufwand sowie Aus-
lagen dafür in Rechnung stellen. Dafür werden die in der Vergütungsvereinbarung 
dargestellten Stundensätze in Ansatz gebracht. 

13. Aufbewahrung, Herausgabe und Zurückbehaltungsrecht in Bezug auf 
Arbeitsergebnisse und Unterlagen 

(1) Der Steuerberater hat die Handakten für die Dauer von zehn Jahren nach Been-
digung des Auftrags aufzubewahren. Diese Verpflichtung erlischt jedoch schon 
vor Beendigung dieses Zeitraums, wenn der Steuerberater den Auftraggeber auf-
gefordert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen, und der Auftraggeber dieser 
Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nachge-
kommen ist. 

(2) Handakten i. S. v. Abs. 1 sind nur die Schriftstücke, die der Steuerberater aus 
Anlass seiner beruflichen Tätigkeit von dem Auftraggeber oder für ihn erhalten 
hat, nicht aber der Briefwechsel zwischen dem Steuerberater und seinem Auftrag-
geber und für die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift erhal-
ten hat, sowie für die zu internen Zwecken gefertigten Arbeitspapiere (§ 66 Abs. 3 
StBerG). 

(3) Auf Anforderung des Auftraggebers, spätestens aber nach Beendigung des Auf-
trags, hat der Steuerberater dem Auftraggeber die Handakten innerhalb einer an-
gemessenen Frist herauszugeben. Der Steuerberater kann von Unterlagen, die 
er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und 
zurückbehalten. 

(4) Der Steuerberater kann die Herausgabe der Handakten verweigern, bis er wegen 
seiner Gebühren und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die Vorenthal-
tung der Handakten und der einzelnen Schriftstücke nach den Umständen unan-
gemessen wäre (§ 66 Abs. 2 Satz 2 StBerG). 

14. Geldwäsche 

Der Steuerberater ist nach den Bestimmungen des sog. Geldwäschegesetzes 
(GwG) u.a. verpflichtet, in Bezug auf den Auftraggeber Identifizierungshandlun-
gen durchzuführen. Der Auftraggeber ist daher verpflichtet, dem Steuerberater 
alle nach dem GwG mitzuteilenden Informationen und Nachweise vollständig und 
wahrheitsgemäß zukommen zu lassen und diese im weiteren Verlauf der Ge-
schäftsbeziehung unaufgefordert zu aktualisieren. 

15. Marketing 

Soweit der Auftraggeber textlich nicht anders anweist und keine höchstpersönli-
chen Angelegenheiten oder Mandate von Verbrauchern i. S. d. § 13 BGB betrof-
fen sind, gestattet es der Auftraggeber dem Steuerberater den Auftragsinhalt zu 
Marketingzwecken bekannt zu machen. Die Gestattung erstreckt sich ausschließ-
lich auf die sachliche Beschreibung des wesentlichen Auftragsinhalts und des Auf-
traggebers (z. B. Referenzliste mit Firmennamen und -logo sowie Benennung von 
Ansprechpartnern). 

16. Sonstiges 

(1) Für den Auftrag, seine Ausführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche 
gilt ausschließlich deutsches Recht. Erfüllungsort ist der Wohnsitz des Auftragge-
bers, soweit er nicht Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ansonsten die berufliche Niederlas-
sung des Steuerberaters.  

(2) Der Steuerberater ist nicht bereit, an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen (§§ 36, 37 VSBG). 

17. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit 

Falls einzelne Bestimmungen dieser Auftragsbedingungen unwirksam sein oder 
werden sollten, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige zu ersetzen, die dem 
angestrebten Ziel möglichst Nahe kommt. Dies gilt entsprechend im Falle einer 
Vertragslücke.

 


